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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Eine Mehrheit der Mitglieder in Verwaltungsräten von systemrelevanten Unternehmen
sollen das Schweizer Bürgerrecht besitzen und in der Schweiz wohnhaft sein, damit
diese nachhaltige Entscheidungen im Sinne der gesamtschweizerischen Interessen
fällen, so die Forderung einer im April 2023 eingereichten Motion von Ständerat Marco
Chiesa (svp, TI). Der SVP-Parteipräsident war der Ansicht, dass sich Verwaltungsrätinnen
und Verwaltungsräte zentraler Unternehmen mit der Schweiz identifizieren müssen, um
auch abschätzen zu können, welche Folgen ein Entscheid auf das ganze Land hat. Die
Motion war im Nachgang zum Zusammenbruch der Schweizer Grossbank Credit Suisse
im März desselben Jahres eingereicht worden. 
Ein Ordnungsantrag der SVP-Fraktion in der Frühlingssession 2023 im Nationalrat zur
Zuweisung der Motion auf die Traktandenliste der ausserordentlichen Session zur
Notfusion der Grossbank CS mit der UBS scheiterte mit 130 Stimmen zu 50 Stimmen
deutlich, nachdem Nationalratspräsident Martin Candinas (mitte, GR) darauf verwiesen
hatte, dass der Antrag gegen das ParlG verstosse, da der Bundesrat noch keine
Gelegenheit für eine Stellungnahme gehabt habe. 
Letzterer hatte sich im Vorfeld der ständerätlichen Behandlung schliesslich für eine
Ablehnung der Motion ausgesprochen, da er die vorgeschlagene Massnahme als nicht
zielführend erachtete, um verantwortungsvolle Entscheide in Teppichetagen
sicherzustellen. Zudem widerspreche eine solche Massnahme dem
Freizügigkeitsabkommen mit der EU, gab die Regierung im Mai 2023 zu bedenken. 
In der Sommersession 2023 befasste sich der Ständerat mit dem Anliegen. Die Motion
wurde dabei zusammen mit sieben weiteren Vorstössen (Mo. 23.3217; Mo. 23.3449;  Po.
23.3450;  Mo. 23.3451; Mo. 23.3452; Mo. 23.3494; Mo. 23.3495) behandelt, welche
ebenfalls im Zuge des Zusammenbruchs der Credit Suisse eingereicht worden waren.
Ruedi Noser (fdp, ZH) verlangte mit einem Ordnungsantrag, die acht Vorstösse der
zuständigen WAK-SR zur Vorberatung zuzuweisen. Mit einer Gesamtschau könne die
Krise schneller und effizienter angegangen werden. Die Kommission könne bei der
Beratung der acht Vorstösse die Vorlage des Bundesrates zur staatlichen
Liquiditätssicherung für systemrelevante Banken (PLB-Vorlage), den Bericht zur
Aufarbeitung der CS-Übernahme sowie weitere Vorstösse aus dem Nationalrat (etwa
Mo. 21.3910 und Mo. 21.3909) einbeziehen. Thomas Minder (parteilos, SH) zeigte sich
hingegen empört über den Ordnungsantrag und verlangte mit der Behandlung der
Vorstösse im Rat ein schnelleres Vorgehen. Er sprach im Zusammenhang mit der
früheren Rettung der UBS, der aktuellen CS-Rettung und den Diskussionen rund um
Too-big-to-fail von «gravierenden Fehlentscheidungen» und wollte nicht «zum
wiederholten Male seit der Finanzkrise 2007 eine Tour d'Horizon machen, x
umfangreiche Berichte schreiben und Studien verfassen [...]». Das Problem «too big to
fail» sei stattdessen jetzt anzugehen. Mit 31 zu 5 Stimmen bei 8 Enthaltungen folgte der
Rat jedoch dem Antrag Noser und wies die Vorlagen der Kommission zur Vorprüfung
zu. 1

MOTION
DATUM: 13.06.2023
MARCO ACKERMANN

Dans son communiqué de presse du 25 février 2025, la CER-CE a proposé à l'unanimité
de rejeter la motion de Marco Chiesa (udc, TI) déposée à la suite de l’effondrement de
la banque Credit Suisse. Celle-ci exigeait qu’une majorité des membres des conseils
d'administration d’entreprises d'importance systémique possèdent la nationalité
suisse et soient domiciliés en Suisse. En effet, selon la CER-CE, les thèmes évoqués
dans la motion, ainsi que dans les interventions 23.3449, 23.3450 et 23.3452, sont
traités par des interventions plus récentes de la CEP. La motion a finalement été
retirée. 2

MOTION
DATUM: 25.02.2025
MARIE DEL PRIORE

1) AB NR, 2023, S. 675; AB SR, 2023, S. 569 ff.
2) Communiqué de presse CER-CE du 25.2.25
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